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HAMBURGISCHES
GESETZ- UND

VERORDNUNGSBLATT
TEIL I

Nr. 18 MITTWOCH, DEN 7. JUNI 2000

Gesetz

über die Errichtung der Stiftung „Hamburgisches Welt-Wirtschafts-Archiv (HWWA)“

Vom 29. Mai 2000

Der Senat verkündet das nachstehende von der Bürgerschaft beschlossene Gesetz:

§ 1 Errichtung der Stiftung
§ 2 Stiftungszweck
§ 3 Stiftungsvermögen
§ 4 Stiftungsmittel
§ 5 Gewährträgerhaftung
§ 6 Organe der Stiftung
§ 7 Vorstand
§ 8 Kuratorium
§ 9 Wissenschaftlicher Beirat
§ 10 Satzung 

§ 11 Stiftungsaufsicht

§ 12 Rechnungswesen, Jahresabschluss

§ 13 Finanzkontrolle

§ 14 Überleitung des Personals, Bestandssicherungsklausel,
Versorgungsbezüge

§ 15 Personalvertretung

§ 16 Rechtsnachfolge, Übergangsvorschriften

§ 17 Beendigung, Heimfall

Anlage zu § 14 Absatz 1 des Errichtungsgesetzes

I n h a l t s ü b e r s i c h t

§ 1
Errichtung der Stiftung, Rechtsnachfolge

Die Freie und Hansestadt Hamburg errichtet mit Wirkung
vom 1. Juli 2000 eine rechtsfähige Stiftung öffentlichen Rechts
mit Sitz in Hamburg. Ihr Name ist „Hamburgisches Welt-Wirt-
schafts-Archiv (HWWA)“.

§ 2
Stiftungszweck

(1) Die Stiftung hat den Zweck, auf wissenschaftlicher
Grundlage Informationen über wirtschaftliche Entwicklungen
für Wissenschaft, Wirtschaft und Politik zu sammeln, auf-
zubereiten und zugänglich zu machen und weltwirtschaftliche
Fragestellungen wissenschaftlich zu analysieren und die Er-
gebnisse zu veröffentlichen. Die Stiftung soll der Gewinnung
und Verbreitung wirtschaftswissenschaftlicher Erkenntnisse
sowie der politischen und wirtschaftlichen Entscheidungsfin-
dung durch wissenschaftliche Aufbereitung und Bewertung
von Informationen und durch eigene Forschung dienen.

(2) Die Stiftung arbeitet zur Erfüllung ihres Zweckes mit
Informations-, Lehr- und Forschungseinrichtungen im In-
und Ausland zusammen.

(3) Die Stiftung dient ausschließlich und unmittelbar
gemeinnützigen, insbesondere wissenschaftlichen Zwecken im
Sinne der steuerrechtlichen Bestimmungen. Andere als die in
den Absätzen 1 und 2 genannten Zwecke verfolgt die Stiftung
nicht. 

§ 3

Stiftungsvermögen

(1) Das Vermögen der Stiftung besteht anfänglich aus den
Sammlungen von Bibliothek sowie Archiv des bisherigen
HWWA – Institut für Wirtschaftsforschung – Hamburg.

(2) Das Stiftungsvermögen kann durch Zustiftungen der
Stifterin sowie Dritter erhöht werden. Werden Spenden nicht
ausdrücklich zum Vermögen gewidmet, so dienen sie aus-
schließlich und unmittelbar den in § 2 genannten Zwecken.
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(3) Zuwendungen sowie sonstige Einnahmen erhöhen das
Stiftungsvermögen, soweit sie nicht zur unmittelbaren Erfül-
lung des Stiftungszwecks bestimmt sind.

(4) Das Stiftungsvermögen ist in seinem Bestand zu erhal-
ten. Vermögensgegenstände dürfen nur veräußert oder belastet
werden, wenn der Erlös dem Erwerb gleichwertiger Vermö-
gensgegenstände dient. 

§ 4
Stiftungsmittel

(1) Die Stiftung erfüllt ihre Aufgaben aus den Zuwendun-
gen des Bundes, der Länder und der Freien und Hansestadt
Hamburg nach der Rahmenvereinbarung zwischen Bund und
Ländern über die gemeinsame Förderung der Forschung nach
Artikel 91 b Grundgesetz in Verbindung mit der Ausführungs-
vereinbarung zur Rahmenvereinbarung Forschungsförderung
über die gemeinsame Förderung von Einrichtungen der wis-
senschaftlichen Forschung in den jeweils geltenden Fassungen
und den sonstigen Einnahmen.

(2) Die Mittel der Stiftung dürfen nur für die gesetzlichen
und satzungsgemäßen Zwecke verwendet werden.

§ 5
Gewährträgerhaftung

Für die Verbindlichkeiten der Stiftung haftet die Freie und
Hansestadt Hamburg als Gewährträgerin unbeschränkt, wenn
und soweit die Befriedigung aus dem Vermögen der Stiftung
nicht zu erlangen ist (Gewährträgerhaftung).

§ 6
Organe der Stiftung

Organe der Stiftung sind der Vorstand, das Kuratorium und
der Wissenschaftliche Beirat.

§ 7
Vorstand

(1) Der Vorstand besteht aus der Präsidentin beziehungs-
weise dem Präsidenten, der Vizepräsidentin beziehungsweise
dem Vizepräsidenten und der Leiterin beziehungsweise dem
Leiter der Verwaltung. Weitere Vorstandsmitglieder können
auf Vorschlag der Präsidentin beziehungsweise des Präsidenten
vom Kuratorium bestellt werden. Das Nähere regelt die Sat-
zung.

(2) Der Senat der Freien und Hansestadt Hamburg bestellt
in Abstimmung mit dem zuständigen Bundesministerium die
Präsidentin beziehungsweise den Präsidenten auf der Grund-
lage eines von der Stiftung und einer wissenschaftlichen Ham-
burger Hochschule durchgeführten gemeinsamen Berufungs-
verfahrens für eine Amtszeit von fünf Jahren; die Wiederbe-
stellung ist zulässig. Mit der Bestellung erfolgt die Berufung
zur Professorin beziehungsweise zum Professor des fachlich
zuständigen Fachbereichs der in Satz 1 genannten wissen-
schaftlichen Hamburger Hochschule. 

(3) Der Vorstand leitet die Stiftung nach kaufmännischen
Grundsätzen. Er vertritt sie gerichtlich und außergerichtlich.
Er kann Vertretungsbefugnisse auf einzelne seiner Mitglieder
oder Beschäftigte der Stiftung übertragen. Er führt entspre-
chend den Vorgaben und Richtlinien des Kuratoriums und
unter Berücksichtigung der Empfehlungen des Wissenschaft-
lichen Beirats die Geschäfte der Stiftung. Er gibt sich mit
Zustimmung des Kuratoriums eine Geschäftsordnung. 

(4) Die Präsidentin beziehungsweise der Präsident leitet
den Vorstand.

(5) Die Präsidentin beziehungsweise der Präsident wird
durch die Vizepräsidentin beziehungsweise den Vizepräsiden-

ten vertreten, die beziehungsweise der vom Kuratorium auf
Vorschlag der Präsidentin beziehungsweise des Präsidenten
aus dem Kreise der Abteilungsleiterinnen und Abteilungsleiter
bestellt wird. Die Wiederbestellung ist zulässig. Das Nähere
regelt die Satzung. 

(6) Die Präsidentin beziehungsweise der Präsident ist für
das wissenschaftliche Programm der Stiftung verantwortlich.
Sie beziehungsweise er legt im Benehmen mit dem Wissen-
schaftlichen Beirat Ziele und Schwerpunkte des Arbeits- und
Forschungsprogramms fest.

(7) Die Präsidentin beziehungsweise der Präsident berich-
tet mindestens einmal jährlich dem Kuratorium.

(8) Der Vorstand bedient sich einer Verwaltung. Mit Zu-
stimmung des Kuratoriums kann der Vorstand für Einzelfälle
oder für bestimmte Gruppen von Aufgaben Bevollmächtigte
bestellen. Das Nähere regelt die Satzung. 

§ 8
Kuratorium

(1) Das Kuratorium besteht aus bis zu 15 Mitgliedern.
Davon können bis zu zwölf ordentliche Mitglieder und drei
beratende Mitglieder auf Zeit sein. Mindestens sechs der
ordentlichen Mitglieder stellen für die Zuwendungsgeber der
Bund und die Freie und Hansestadt Hamburg jeweils zur
Hälfte. Das Nähere regelt die Satzung. Die Mitglieder des
Kuratoriums werden durch die für Wissenschaft und For-
schung zuständige Behörde auf Vorschlag der entsendenden
Institution berufen. Die Mitgliedschaft endet spätestens mit
Vollendung des 70. Lebensjahres.

(2) Das Kuratorium berät den Vorstand und überwacht
dessen Geschäftsführung sowie die Wahrung des Stiftungs-
zweckes. Es hat ein umfassendes Informationsrecht und erläßt
Vorgaben und Richtlinien für den Vorstand gemäß § 7 Absatz 3
Satz 4. Die Freiheit der Wissenschaft bleibt unberührt.

(3) Das Kuratorium beschließt über 
1. den jährlichen Wirtschaftsplan, die mittelfristige Finanz-

planung und die Vermögensübersicht, 
2. den Jahresbericht und den Jahresabschluss, 
3. die Entlastung des Vorstandes, 
4. die Bestellung der Abschlussprüferin beziehungsweise des

Abschlussprüfers, 
5. die Geschäftsordnung des Vorstandes, 
6. Änderungen der Satzung, 
7. die Errichtung und Aufhebung von Abteilungen auf Vor-

schlag des Vorstandes,
8. die Bestellung der Abteilungsleiterinnen und Abteilungs-

leiter – soweit diese unbefristet erfolgen soll – und der
Vizepräsidentin oder des Vizepräsidenten sowie weiterer
Vorstandsmitglieder und die Einstellung und Entlassung
der Leiterin beziehungsweise des Leiters der Verwaltung
jeweils auf Vorschlag der Präsidentin beziehungsweise des
Präsidenten, 

9. Berufung der Mitglieder des Wissenschaftlichen Beirats
auf Vorschlag des Vorstands oder des Wissenschaftlichen
Beirats, 

10. andere Angelegenheiten von wesentlicher Bedeutung.

(4) Das Kuratorium entscheidet mit Stimmenmehrheit. Bei
Stimmengleichheit entscheidet die Stimme der beziehungs-
weise des Vorsitzenden, die dann doppelt zählt. Beschlüsse von
grundsätzlicher Bedeutung oder mit finanziellen Auswir-
kungen für die Stiftung können nicht gegen die Stimmen der
Mitglieder gefasst werden, die von Hamburger Fachbehörden
oder Bundesministerien entsandt werden. 
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§ 9
Wissenschaftlicher Beirat

(1) Der Wissenschaftliche Beirat besteht aus sachverstän-
digen Personen aus der Wissenschaft. 

(2) Der Wissenschaftliche Beirat begleitet, fördert und
bewertet die Dienstleistungs- und Forschungstätigkeit der Stif-
tung. In diesem Zusammenhang berät er den Vorstand, berich-
tet dem Kuratorium und nimmt zu Fragen von wesentlicher
Bedeutung Stellung. Das Nähere regelt die Satzung.

(3) Bei der Zusammensetzung des Wissenschaftlichen Bei-
rates ist eine paritätische Besetzung mit Frauen und Männern
anzustreben.

§ 10
Satzung

(1) Die Satzung regelt die innere Organisation der Stiftung.
Sie enthält insbesondere Bestimmungen über die Berufung
und Abberufung der Organe der Stiftung sowie ihre Zusam-
mensetzung.

(2) Der Senat wird ermächtigt, die erste Satzung durch
Rechtsverordnung zu erlassen. Änderungen der Satzung be-
schließt das Kuratorium gemäß § 8 Absatz 3 Nummer 6 
nach Anhörung des Vorstandes. Derartige Beschlüsse sind im
Amtlichen Anzeiger zu veröffentlichen. 

§ 11
Stiftungsaufsicht

Die Stiftung untersteht der Rechts- und Fachaufsicht der
für Wissenschaft und Forschung zuständigen Behörde. 

§ 12
Rechnungswesen, Jahresabschluss

(1) Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. Das erste Geschäfts-
jahr beginnt am 1. Januar 2000.

(2) Die Vorschriften des Dritten Buches des Handelsgesetz-
buchs (HGB) für große Kapitalgesellschaften sowie des 
Einführungsgesetzes zum Handelsgesetzbuch (EGHGB) vom
10. Mai 1897 (Bundesgesetzblatt III 4101–1), zuletzt geändert
am 19. Dezember 1998 (Bundesgesetzblatt I Seiten 3836, 3840),
finden in der jeweils geltenden Fassung Anwendung, soweit in
diesem Gesetz nichts anderes geregelt ist. Abweichend von 
§ 249 Absatz 1 Satz 1 HGB in Verbindung mit Artikel 28 
EGHGB sind Rückstellungen für Pensionsverpflichtungen
nicht zu bilden.

(3) Auf die Jahresabschlussprüfung findet § 53 Haushalts-
grundsätzegesetz vom 19. August 1969 (Bundesgesetzblatt I
Seite 1273), zuletzt geändert am 26. August 1998 (Bundes-
gesetzblatt I Seiten 2512, 2519 ), entsprechend Anwendung.

(4) Der Vorstand hat in den ersten drei Monaten des
Geschäftsjahres für das vergangene Geschäftsjahr den Jahres-
abschluss und den Lagebericht aufzustellen und dem Ab-
schlussprüfer vorzulegen. Nach der Prüfung durch den Ab-
schlussprüfer wird der Jahresabschluss, der Lagebericht und
der Prüfungsbericht unverzüglich dem Kuratorium vorgelegt.
Das Kuratorium hat den Jahresabschluss und Lagebericht zu
prüfen und innerhalb der ersten acht Monate des neuen Ge-
schäftsjahres über die Feststellung des Jahresabschlusses, über
die Genehmigung des Lageberichtes, über die Verwendung des
Jahresergebnisses und über die Entlastung des Vorstandes zu
beschließen. Der Jahresabschluss ist im Amtlichen Anzeiger zu
veröffentlichen. 

(5) Für eine Übergangszeit von zwei Jahren nach In-Kraft-
Treten dieses Gesetzes kann das Rechnungswesen auch nach 
§§ 106 bis 109 Landeshaushaltsordnung (LHO) vom 23. De-

zember 1971 (Hamburgisches Gesetz- und Verordnungsblatt
1971 Seite 261, 1972 Seite 10), zuletzt geändert am 22. De-
zember 1998 (Hamburgisches Gesetz- und Verordnungsblatt
Seite 338), geführt werden. In diesem Fall gelten die Vor-
schriften dieses Gesetzes für den Wirtschaftsplan sinngemäß.

§ 13

Finanzkontrolle

Der Rechnungshof der Freien und Hansestadt Hamburg
prüft die Haushalts- und Wirtschaftsführung gemäß § 111
LHO. Die §§ 1 bis 87 sowie die §§ 106 bis 109 der LHO finden
keine Anwendung, soweit in diesem Gesetz keine abwei-
chenden Regelungen getroffen sind. Die Regelungen lassen
Prüfungsrechte der Rechnungshöfe anderer, die Stiftung 
fördernder Gebietskörperschaften unberührt. 

§ 14

Überleitung des Personals, Bestandssicherungsklausel,
Versorgungsbezüge

(1) Mit Errichtung der Stiftung „Hamburgisches Welt-Wirt-
schafts-Archiv (HWWA)“ gehen die Arbeitsverhältnisse im
HWWA – Institut für Wirtschaftsforschung – Hamburg, die
mit dem in der Anlage zu diesem Gesetz bezeichneten Stellen
verbunden sind, von der Freien und Hansestadt Hamburg auf
die Stiftung über. Gleiches gilt für alle Arbeitsverhältnisse, die
mit aus Drittmitteln finanzierten Stellen verbunden sind. Ein
Widerspruchsrecht der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer
gegen den Übergang der Arbeitsverhältnisse wird ausge-
schlossen.

(2) Betriebsbedingte Kündigungen durch die Stiftung im
Zusammenhang mit der Überleitung der Arbeitsverhältnisse
sind unzulässig. Die Stiftung übernimmt sämtliche Arbeit-
geberrechte und -pflichten der Freien und Hansestadt Ham-
burg. Sie sorgt dafür, dass die Rechtsstellung der übergeleiteten
Beschäftigten und die von ihnen erworbenen Besitzstände in-
folge der Umwandlung nicht eingeschränkt werden (Bestands-
sicherungsklausel).

(3) Die Freie und Hansestadt Hamburg ist verpflichtet, für
den Fall der Überführung der Stiftung in eine andere Träger-
schaft dafür Sorge zu tragen, dass die Beschäftigten, die zum
Stichtag des Übergangs auf die Stiftung im HWWA – Institut
für Wirtschaftsforschung – Hamburg beschäftigt waren, von
dem neuen Träger unter Wahrung ihres Besitzstandes über-
nommen werden. Die Freie und Hansestadt Hamburg ist
außerdem verpflichtet, im Falle einer Überführung der Stif-
tung insgesamt in eine andere Trägerschaft ohne Mehr-
heitsbeteiligung der Freien und Hansestadt Hamburg, diese
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter auf deren Wunsch unter
Wahrung der bei der Stiftung erreichten Lohn- und Vergü-
tungsgruppe und Beschäftigungszeit wieder in ihren Diensten
zu beschäftigen. Das Gleiche gilt für den Fall der Auflösung der
Stiftung und für den Fall einer Verkleinerung der Stiftung auf-
grund von Entscheidungen der Zuwendungsgeber im Rahmen
der Gemeinschaftsfinanzierung. Im Falle der Überführung von
Teilen der Stiftung in eine andere Trägerschaft ohne Mehr-
heitsbeteiligung der Freien und Hansestadt Hamburg ist die
Stiftung verpflichtet, den Beschäftigten des zu überführenden
Teils, die bei In-Kraft-Treten dieses Gesetzes im HWWA –
Institut für Wirtschaftsforschung – Hamburg beschäftigt
gewesen sind, unter Wahrung der bei der Stiftung erreichten
Lohn- und Vergütungsgruppe sowie Beschäftigungszeit den
Verbleib in der Stiftung zu ermöglichen.

(4) Bei Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern, deren Ar-
beitsverhältnis nach Absatz 1 auf die Stiftung übergegangen ist,
zählt die Beschäftigungszeit bei der Stiftung bei der Anwen-
dung des Ersten Ruhegeldgesetzes in der Fassung vom 30. Mai
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1995 (Hamburgisches Gesetz- und Verordnungsblatt Seite 108)
in der jeweils geltenden Fassung und des Zweiten Ruhegeldge-
setzes vom 7. März 1995 (Hamburgisches Gesetz- und Verord-
nungsblatt Seite 53) in der jeweils geltenden Fassung wie eine
Beschäftigungszeit als Arbeitnehmerin und Arbeitnehmer der
Freien und Hansestadt Hamburg mit, wenn die Arbeitnehme-
rinnen und Arbeitnehmer bei Eintritt des Versorgungsfalles
erneut Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer der Freien und
Hansestadt Hamburg sind.

(5) Versorgungsbezüge für die Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer gewährt die Stiftung HWWA, die dafür erfor-
derlichen Mittel werden ihr von der Freien und Hansestadt
Hamburg im Rahmen einer Zuwendung gemäß §§ 23, 44 LHO
zur Verfügung gestellt. Aufwendungen der Stiftung für Bei-
hilfezahlungen an Versorgungsempfänger entsprechend der
Hamburgischen Beihilfeverordnung vom 8. Juli 1985 (Ham-
burgisches Gesetz- und Verordnungsblatt Seite 161), zuletzt
geändert am 22. Dezember 1998 (Hamburgisches Gesetz- und
Verordnungsblatt Seite 347), in der jeweils geltenden Fassung,
auf die ein Rechtsanspruch besteht, werden der Stiftung eben-
falls über einen jährlichen Zuwendungsbescheid von der
Freien und Hansestadt Hamburg zur Verfügung gestellt. Im
Falle der Auflösung der Stiftung tritt die Freie und Hansestadt
Hamburg in die Pflichten der Stiftung gegenüber ihren Versor-
gungsempfängern ein, sofern das Gesetz nach § 17 Absatz 1
keine andere Regelung trifft.

(6) Der Übergang der Arbeitsverhältnisse nach Absatz 1 ist
den Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern unverzüglich
nach dem In-Kraft-Treten dieses Gesetzes in schriftlicher Form
mitzuteilen. In die Mitteilungen sind die Bestandssicherungs-
klausel und die Verpflichtungen der Freien und Hansestadt
Hamburg und der Stiftung gemäß Absatz 2 bis 5 aufzunehmen.
Über die Verpflichtung zur Bestandssicherung nach Absatz 2
und die Verpflichtung nach Absatz 3 hinaus werden weitere
Rechte und Pflichten durch dieses Gesetz nicht be-
gründet.

(7) Vom Übergang des Arbeitsverhältnisses nach Absatz 1
ist das Arbeitsverhältnis ausgenommen, das aus dem Sonder-
programm zur Beschäftigung Schwerbehinderter aus Werk-
stätten für Behinderte finanziert wird. Die Überlassung der von
dem betroffenen Arbeitnehmer für den Arbeitgeber Freie und
Hansestadt Hamburg erbrachten Arbeitsleistungen an die
Stiftung regelt ein besonderer Vertrag.

(8) Werden Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die bei
In-Kraft-Treten dieses Gesetzes beim HWWA – Institut für
Wirtschaftsforschung – Hamburg beschäftigt sind, und deren
Arbeitsverhältnisse nicht nach Absatz 1 übergehen, zu einem
späteren Zeitpunkt bei der Stiftung beschäftigt, so finden 
auf die Arbeitsverhältnisse die Absätze 1 bis 6 entsprechend
Anwendung.

§ 15

Personalvertretung

Die Einigungsstelle nach § 81 des Hamburgischen Per-
sonalvertretungsgesetzes (HmbPersVG) in der Fassung vom
16. Januar 1979 (Hamburgisches Gesetz- und Verordnungsblatt
Seite 17), zuletzt geändert am 27. August 1997 (Hamburgisches
Gesetz- und Verordnungsblatt Seite 444), wird beim Vorstand
gebildet. Das Kuratorium ist oberstes Organ der Stiftung
„Hamburgisches Welt-Wirtschafts-Archiv (HWWA)“ im Sinne
des § 81 Absatz 6 Satz 2 HmbPersVG. Als oberste Dienst-
behörde im Sinne von § 89 Absatz 2 Satz 2 HmbPersVG gilt die
oder der Vorsitzende des Kuratoriums.

§ 16

Rechtsnachfolge, Übergangsvorschriften

(1) Bis zur vollständigen Bestellung des Kuratoriums wer-
den die Aufgaben des Kuratoriums vom Präses der für Wissen-
schaft und Forschung zuständigen Behörde wahrgenommen. 

(2) Bis zur Wahl des Personalrates der Stiftung „Hambur-
gisches Welt-Wirtschafts-Archiv (HWWA)“ nimmt der Per-
sonalrat der ehemaligen Dienststelle HWWA – Institut für
Wirtschaftsforschung – Hamburg der Behörde für Wissen-
schaft und Forschung die Aufgaben nach dem Hamburgischen
Personalvertretungsgesetz wahr. 

(3) Bis zur Wahl einer Schwerbehindertenvertretung nach
dem Schwerbehindertengesetz in der Fassung vom 26. August
1986 (Bundesgesetzblatt I Seiten 1422, 1550), zuletzt geändert
am 19. Dezember 1997 (Bundesgesetzblatt I Seiten 3158, 3160),
nimmt deren Aufgaben die Schwerbehindertenvertretung der
ehemaligen Dienststelle „HWWA – Institut für Wirtschafts-
forschung – Hamburg“ der Behörde für Wissenschaft und
Forschung wahr.

(4) Mit dem In-Kraft-Treten dieses Gesetzes gehen das
Vermögen und die Verbindlichkeiten der rechtlich unselb-
ständigen Einrichtung „HWWA – Institut für Wirtschafts-
forschung – Hamburg“ der Behörde für Wissenschaft und
Forschung auf die Stiftung „Hamburgisches Welt-Wirtschafts-
Archiv (HWWA)“ über. Die Übertragung erfolgt auf der
Grundlage einer von einer Wirtschaftsprüfungsgesellschaft
testierten, konsolidierten Umwandlungsbilanz und eines von
der Bürgerschaft gleichzeitig beschlossenen Überleitungs-
plans.

(5) Mit In-Kraft-Treten dieses Gesetzes wird die Gebühren-
ordnung für das HWWA – Institut für Wirtschaftsforschung –
Hamburg vom 6. Dezember 1994 (Hamburgisches Gesetz- 
und Verordnungsblatt Seite 368) in der geltenden Fassung
aufgehoben.

§ 17

Beendigung, Heimfall

(1) Die Stiftung kann nur durch Gesetz nach Durchführung
des Verfahrens gemäß Rahmenvereinbarung zwischen Bund
und Ländern über die gemeinsame Förderung der Forschung
nach Artikel 91 b Grundgesetz (Rahmenvereinbarung For-
schungsförderung (RV-Fo) vom 28. November 1975, zuletzt
geändert am 24. Oktober / 3. November 1997), in Verbindung
mit der Ausführungsvereinbarung zur Rahmenvereinbarung
Forschungsförderung über die gemeinsame Förderung von
Einrichtungen der wissenschaftlichen Forschung (Aus-
führungsvereinbarung Forschungseinrichtungen (AV-FE)
vom 5./6. Mai 1977), zuletzt geändert am 24. Oktober / 3. No-
vember 1997), in den jeweils geltenden Fassungen aufgelöst
werden. 

(2) Im Fall der Auflösung der Stiftung oder der Einstellung
der Förderung durch eine die Stiftung finanziell fördernde Ge-
bietskörperschaft erfolgt die finanzielle Auseinandersetzung
nach den in RV-Fo und AV-FE jeweils geltenden Fassungen. 

(3) Das verbleibende Vermögen der Stiftung ist auf die in 
§ 4 genannten Zuwendungsgeber analog der Bestimmungen in
der RV-Fo und AV-FE in der jeweils gültigen Fassung zu über-
tragen.

Ausgefertigt Hamburg, den 29. Mai 2000.

Der Senat
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Anlage zu § 14 Absatz 1
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